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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Nationale Identität

Im Sommer 2017 sorgte die Doktorarbeit von Ruth Fivaz-Silbermann, in der Zweifel an
den offiziellen Zahlen des Bergier-Berichts zu den Direktabweisungen jüdischer
Flüchtlinge an der Schweizer Grenze während des Zweiten Weltkriegs geäussert
wurden, für Aufregung. Die Historikerin ging in ihrer Arbeit von weit weniger
abgewiesenen Flüchtlingen aus als die Bergier-Kommission in ihrem Bericht 2001. Rund
4'000 jüdischen Flüchtlingen sei die Einreise an der Schweizer Grenze verweigert
worden, so das Resultat der Doktorarbeit; die Bergier-Kommission war in ihrem Bericht
von ungefähr 24'500 ausgegangen. Es war die rechtskonservative Weltwoche, die das
Thema als Erste aufgriff und ihren Artikel mit «Die meisten durften rein» betitelte.
«Glaubhaft» habe Fivaz-Silbermann nachgewiesen, dass die Zahlen des Bergier-
Berichts «weit übertrieben» seien. Mit dieser Einschätzung war die Weltwoche jedoch
alleine. Gerade in der Wissenschaft stiessen Fivaz-Silbermanns Forschungsergebnisse
auf starken Gegenwind. Diverse Historikerinnen und Historiker warfen ihr vor, in ihrer
Methodik eine unzulässige Hochrechnung vorgenommen zu haben. Zwar wurde
allgemein anerkannt, dass sie ihre Erhebungen zu verweigerten Einreisen an der Grenze
zu Frankreich sehr sauber aufbereitet habe und diese den wissenschaftlichen
Anforderungen standhalten würden; für die Untersuchungen zur deutschen und
italienischen Grenze sei dies aber nicht der Fall gewesen. Laut Fivaz-Silbermann seien
etwa an der Nordgrenze lediglich drei Prozent aller Flüchtlinge, die an der Schweizer
Grenze um Einreise gebeten hatten, angekommen. Diese Schätzung begründete die
Historikerin damit, dass die Flüchtlingszahlen an der nördlichen und südlichen Grenze
nicht dokumentiert worden seien. In der Folge rechnete sie hoch, dass demnach auch
nur drei Prozent der Abweisungen an der Nordgrenze erfolgt seien – was ungefähr 100
Personen entsprochen hätte. Die NZZ widerlegte die Behauptung, dass Abweisungen an
der Nordgrenze überhaupt nicht dokumentiert worden seien und legte ihrerseits
Resultate von drei Studien über die damaligen Grenzregime in den Kantonen Basel-
Stadt, Schaffhausen, St. Gallen und Graubünden vor. Mit den Ergebnissen dieser
Studien würde sich bereits eine Zahl von 4'000 abgewiesenen Flüchtlingen ergeben. 
Historiker Sacha Zala, Direktor der Forschungsstelle Diplomatische Dokumente der
Schweiz (Dodis) und Autor des Kapitels über die zwei Weltkriege in der 2014
erschienenen «Geschichte der Schweiz», sagte gegenüber der Berner Zeitung, dass das
Flüchtlingsthema im Zweiten Weltkrieg unter Fachhistorikern nicht mehr umstritten sei.
Es bestehe ein Grundkonsens, dass sich die Zahl abgewiesener Flüchtlinge nie genau
rekonstruieren lasse. In der öffentlichen Wahrnehmung würde das Thema aber
weiterhin Emotionen wecken. Bei aller öffentlichen Aufregung wollte Zala einen
zentralen Punkt ins Gedächtnis rufen: Der Bundesrat habe im Zweiten Weltkrieg die
Religion nicht als Aufnahmegrund akzeptiert; habe Juden demnach also nicht als
Flüchtlinge anerkannt. 1
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